
gruppe - vom Vertrauensmann eine U. beantragt 
werden. Ist sie im / Betriebskollektivvertrag für be­
stimmte Situationen vorgesehen, hat der Werktätige 
bei Vorliegen der Voraussetzungen einen Anspruch 
auf die U. In anderen Fällen entscheidet der Be­
triebsleiter mit Zustimmung der zuständigen be­
trieblichen Gewerkschaftsleitung unter Berücksich­
tigung aller Umstände.

Untersuchungshaft / Haftbefehl / Verhaftung

Untersuchungsorgan - staatliches Organ, das die Er­
mittlungen in Strafsachen führt. U. bestehen gemäß 
§ 88 StPO beim Ministerium des Innern (vor allem 
die Kriminalpolizei), beim Ministerium für Staatssi­
cherheit und bei der Zollverwaltung (Zollfahndungs­
dienst). U. bei / Militärstraftaten sind Untersu­
chungsführer der Militärstaatsanwälte. Bei Verdacht 
einer / Straftat haben die U. allseitig und unvorein­
genommen und unter Wahrung der Rechte der Bür­
ger das Handlungsgeschehen zu untersuchen und 
aufzuklären. Zur Lösung dieser verantwortungsvol­
len Aufgabe haben die U. weitreichende Befugnisse 
bei der Einleitung, Durchführung und Beendigung 
des / Ermittlungsverfahrens. Zwangsmaßnahmen 
dürfen sie nur anwenden, sofern sie durch Gesetz 
oder andere Rechtsvorschriften ausdrücklich dazu 
ermächtigt sind. Sie haben dazu in der Regel über 
den Staatsanwalt die Bestätigung durch den Richter 
einzuholen. / Arrestbefehl / Beschlagnahme / 
Durchsuchung / Festnahme / Haftbefehl / Ver­
haftung

Unverletzbarkeit der Wohnung - Grundrecht der 
Bürger nach Art. 37 Abs. 3 Verfassung. Das Recht 
auf U. ist in Verbindung mit dem / Recht auf 
Wohnraum geregelt; es gewährleistet das ungestörte 
Zusammenleben der Bürger und ihrer Familien in ih­
ren Wohnungen und dient dem Schutz der persönli­
chen Sphäre der Bürger. U. bedeutet, daß jeder ge­
gen einen ungerechtfertigten Entzug des ihm von 
den staatlichen Organen zugewiesenen Wohnrau- 
mes geschützt ist, daß es niemandem gestattet ist, un­
befugt in die Wohnung einzudringen oder sich unbe­
fugt darin aufzuhalten. Die U. umfaßt alle Wohnräu- 
me, die von Mietern (Haupt-, Teil- oder Untermie­
ter), Mitgliedern einer AWG, Eigentümern oder auf 
Grund sonstiger Nutzungsberechtigung rechtmäßig 
genutzt werden, ferner Erholungsbauten (z. B. Wo­
chenendhäuser) und Gärten. In Rechtsvorschriften 
wird der Rechtsschutz auch für andere Räume (z. B. 
Gewerberäume) und für Grundstücke gewährt. 
Wird die U. beeinträchtigt, hat jeder Bürger An­
spruch auf die Hilfe der staatlichen und der gesell­
schaftlichen Organe {/ Grundrechtsgarantien). Un­
befugtes Eindringen in eine Wohnung oder unbefug­
tes Verweilen darin wird als / Hausfriedensbruch 
geahndet. Die Voraussetzungen, unter denen es er­
laubt ist, die Wohnung eines Bürgers auch ohne sein 
Einverständnis zu betreten, sind in Rechtsvorschrif­
ten exakt geregelt. So ergibt sich aus der / Instand­
haltungspflicht des Vermieters der Wohnung, daß 
der Mieter ihm und seinen Beauftragten gestatten
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muß, die Wohnung zu besichtigen und notwendige 
Arbeiten durchzuführen (§ 101 ZGB). Die örtlichen 
Räte bzw. deren Beauftragte sind in Erfüllung ihrer 
Aufgaben bei der / Wohnraumlenkung zur Besich­
tigung von Wohnungen berechtigt. Nach strafrechtli­
chen Bestimmungen ist im / Ermittlungsverfahren 
eine / Durchsuchung der Wohnung unter bestimm­
ten Voraussetzungen erlaubt.

Unverletzbarkeit des Post- und Fernmeldegeheim-
nisses - Grundrecht der Bürger nach Art. 31 Verfas­
sung. Die U. dient dem Schutz der persönlichen 
Sphäre der Bürger; zugleich wird den Betrieben, 
Einrichtungen, staatlichen Organen, gesellschaftli­
chen Organisationen usw. die Geheimhaltung ihrer 
der Deutschen Post anvertrauten Nachrichten ge­
währleistet. Zur Wahrung des Post- und Fernmelde­
geheimnisses ist es Mitarbeitern oder Beauftragten 
der Deutschen Post untersagt, unbefugt vom Inhalt 
verschlossener Postsendungen oder von Nachrichten 
Kenntnis zu nehmen, den Inhalt von offenen Post­
sendungen oder von Nachrichten anderen mitzutei­
len; sie dürfen nicht bekanntgeben, wer Anlagen der 
Deutschen Post zur Nachrichtenbeförderung oder 
Nachrichtenübertragung, für den Postkleingut- oder 
Postzahlungsverkehr benutzt, benutzt hat oder plan­
mäßig benutzen wird (§18 Gesetz über das Post- und 
Fernmeldewesen vom 29.11.1985, GBl. I 1985 
Nr. 31 S.345). Die U. steht unter dem Schutz des 
Strafrechts; nach §202 StGB wird ein Mitarbeiter 
oder Beauftragter der Deutschen Post, der das Post- 
und Fernmeldegeheimnis verletzt, strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen. Eine weitergehende Be­
stimmung, mit der das Briefgeheimnis geschützt 
wird, enthält § 135 StGB; danach wird jeder Bürger- 
nicht nur Mitarbeiter und Beauftragte der Deut­
schen Post - strafrechtlich zur Verantwortung gezo­
gen, der sich vom Inhalt eines verschlossenen 
Schriftstückes oder einer anderen verschlossenen 
Sendung unberechtigt Kenntnis verschafft. Gemäß 
Art.-31 Verfassung darf das Post- und Fernmeldege­
heimnis nur auf gesetzlicher Grundlage einge­
schränkt werden, wenn es die Sicherheit des soziali­
stischen Staates oder eine strafrechtliche Verfolgung 
erfordern. So können im / Ermittlungsverfahren 
gemäß § 115 StPO an den Beschuldigten gerichtete 
Postsendungen auf Anordnung des Staatsanwalts be­
schlagnahmt werden; der postalische Verkehr Straf­
gefangener wird überwacht (§ 29 Strafvollzugsgesetz 
vom 7.4.1977, GBl. 1 1977 Nr. 11 S. 109).

Urheberrecht -1. Zweig des einheitlichen sozialisti­
schen Rechtssystems, mit dessen Hilfe gesellschaftli­
che Beziehungen geregelt werden, die bei der Schaf­
fung, Vorbereitung und gesellschaftlichen Nutzung 
/ urheberrechtlich geschützter Werke entstehen. 
Das U. sichert die materiellen und geistigen Interes­
sen der Urheber, regelt deren Rechte und Pflichten 
sowie die ihrer Partner, z. B. der Verlage, der Pres­
seorgane, des Rundfunks und des Fernsehens, in die-
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